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AKTUELL 
DMS aufwerten 

Bern (AP) Die Ausbildung an 
den rund SO Diplommittelschulen 
(DMS) in d e r  Schweiz soll aufge­
wertet werden. Wie die Konferenz 
der  kantonalen Erziehungsdirekto­
ren (EDK) am Donnerstag in Bern 
mitteilte, sollen die Jugendlichen an 
den DMS in Zukunft die Fachhoch­
schulreife erwerben können, was ih­
nen den Weg zu anspruchsvollen 
technischen und kaufmännischen 
Berufen ebnen würde. 

Staatstrauer für KhomeinI 
Teheran (spk) Auch zum vierten 

Jahrestag des Todes von Revolu­
tionsführer Ayatollah Khomeini gilt 
in Iran ab diesem Donnerstag eine 
dreitägige Staatstrauer, meldete am 
Morgen die Nachrichtenagentur 
IRNA. Z u  den  Trauerfeierlichkei­
ten seien zahlreiche ausländische 
Delegationen eingetroffen, hatte es 
schon am Vortag geheissen. Kho­
meini war am 3. Juni 1989 gestor­
ben. 

Aylwin bei  Jelzin 
Moskau (spk) Der  chilenische 

Präsident Patricio Aylwin hat  am 
Donnerstag seine Gespräche mit 
der  russischen Führung aufgenom­
men. E r  traf zunächst mit Präsident 
Boris Jelzin zu einem Meinungsaus­
tausch zusammen. Jelzin bedauerte 
bei der Begrüssung des Gastes im 
Kreml, dass «es 21 Jahre lang keine 
Beziehungen zwischen beiden Län­
dern gab», berichtete ITAR-TASS. 
E r  habe bekräftigt, dass nun eine 
neue Aera in den russisch-chileni­
schen Beziehungen beginne. 

Hurd i n  Bulgarien 
Sofia (spk) Der  britische Aussen-

minister Douglas Hurd ist am Don­
nerstag in der  bulgarischen Stadt 
Russe eingetroffen. Er bleibt zwei 
Tage in Bulgarien. Das berichtete 
das Radio in Sofia. Nach einer 
Rumänien-Visite will Hurd auch 
mit den bulgarischen Politikern in 
Sofia über die Lage im früheren Ju­
goslawien und vor allem über  die 
UNO-Massnahmen sprechen. Der  
britische Aussenminister kam vom 
rumänischen Donau-Ufer aus mit 
einem Schnellboot nach Russe. 
Nachher fliegt e r  nach Mazedonien. 

Neue Aufgaben für künftig zu bildende Bürgergenossenschaften 
Eine Landtagskommission legte die überarbeiteten Gesetze über die Gemeindeorganisation und über die Bürgergenossenschaften vor 

(G. M.) - Künftig wird es auch im Für­
stentum Liechtenstein eine Trennung 
zwischen der politischen Gemeinde und 
der Bürgergemeinde geben. Eine Land-
tagskommission hat nach rund zwei­
jährigen Beratungen eine diesbezügliche 
Regierungsvorlage überarbeitet und 
dem neugewählten Landtag zur Detaii-
beratung zugeleitet. Das Gesetzespaket 
besteht aus zwei verschiedenen Vorla­
gen: Das Gemeindegesetz regelt die An­
gelegenheiten der politischen Gemein­
de, während das Gesetz über die Bürger­
genossenschaften die Nutzung des Bür­
gervermögens festlegt. 

Die Trennung in eine politische Ge­
meinde und eine Bürgergemeinde 
drängte sich auf, wie die Regierung in 
ihrem Entwurf für die beiden Gesetze 

festlegte, weil das geltende Gemeinde­
recht nur  eine unklare Trennung zwi­
schen den beiden öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften vornimmt. Eine Folge 
dieser Vermischung, die durch die Mobi­
lität der Bevölkerung in den letzten 
zwei, drei Jahrzehnten stark gefördert 
wurde, bildet die unklare Trennung zwi­
schen Bürgervermögen und Gemeinde­
vermögen. Zwar erbringen alle Einwoh­
ner Leistungen an die Bürgergemeinde, 
aber nur die Alteingesessenen in der 
Heimatgemeinde haben Anspruch auf 
Teilnahme an der Nutzung des Bürger­
gutes. Die nicht in ihrer Heimatgemein­
de lebenden Landesangehörigen haben 
weder in der  Wohnsitzgemeinde noch in 
der  Heimatgemeinde ein Nutzungsrecht 
am Bürgervermögen und auch kein 
Stimmrecht in de r  Bürgerversammlung, 

die beispielsweise für die Aufnahme von 
Bürgerrechtswerbern zuständig ist. 

Verstärkung der 
Versammlungsdemokratie 

Die Landtagskommission, welche die 
beiden Vorlagen überarbeitete, nach­
dem sich im Verlaufe der ersten Behand­
lung im Landtag zahlreiche Fragen erge­
ben hatten, folgte trotz verschiedenen 
Abänderungen den Grundvorstellungen 
der Regierung. Im Gemeindegesetz wird 
mit der  Zuteilung der Kompetenzen die 
Versammlungsdemokratie wieder ge­
stärkt, die im Zuge einer Revision des 
Gemeindegesetzes im Jahre 1974 zugun­
sten der  Kompetenzen des Gemeindera­
tes und der Einführung der Urnenab­
stimmung zurückgedrängt wurde. Aller­
dings ist die Zweiteilung von Versamm-

Das überarbeitete Gemeindegesetz liegt dem neugewählten Landtag nun vor. Eine Landtagskommission war seit 1990 an der 
Arbeit, die Regierungsvorlage gemäss den Vorstellungen des Landtags abzuändern. Der neue Landtag hat sich mit dem Gemein­
degesetz sowie mit dem Gesetz über die Bürgergenossenschaften zu befassen. (Archivbild) 

lung und Urnenabstimmung als Form 
der Gemeindeversammlung beibehalten 
worden. 

Lebensfähigkeit der 
Bürgergenossenschaften 

Die Vermischung von Bürgervermö­
gen und Gemeindevermögen in der Ver­
gangenheit hat im Zuge der Revisionsar­
beiten am Gemeindegesetz die Frage 
aufwerfen lassen, ob die Bürgergenos­
senschaften überhaupt eine wirtschaftli­
che und politische Lebensfähigkeit hät­
ten. Die Landtagskömmission ist d e r  
Auffassung, dass diese Genossenschaf­
ten - die erst noch gebildet werden müs­
sen - lebensfähig sind, «wenn sie den 
Willen aufbringen, ihre Aufgaben in 
Selbstverantwortung wahrzunehmen». 

Die Kommission weist in diesem Zusam­
menhang auch auf Erfahrungen in d e r  
Schweiz und in Österreich hin: In zeit-
gemäss erneuerten Formen sei der  Fort­
bestand dieser Einrichtungen nicht n u r  
eine Traditionsverpflichtung, sondern sie 
dienten auch als Element sozialer und 
demokratischer Struktur auf unterster 
Ebene. Schliesslich fügt die Kommission 
an, dass damit die wiederentdeckten 
Prinzipien der Subsidiarität wie der de­
mokratischen Selbstverwaltung geför­
dert werden könnten. 

Anlass zu Meinungsverschiedenheiten? 
Der  neugewählte Landtag erhält mit 

den zwei Vorlagen ein Gesetzespaket 
vorgesetzt, mit dem sich die erstmals ge­
wählten Abgeordneten zuerst anzu­
freunden haben. Im bisherigen Parla­
ment bekundeten etliche Abgeordnete 
Mühe mit dem Regierungsentwurf für 
die Trennung von politischer Gemeinde 
und Bürgergenossenschaften. Der  VU-
Abgeordnete Dr. Helmuth Matt bezwei­
felte in der  Eintretensdebatte, «ob die 
Gesetze in der vorliegenden Form breite 
Zustimmung finden werden, da sie 
Schwierigkeiten enthalten, die zu gros­
sen Meinungsverschiedenheiten und 
konträren Standpunkten innerhalb der 
Bevölkerung führen müssen». Sein Frak­
tionskollege Günther Wohlwend be­
hauptete gar, die «Teilung in zwei La­
ger» sei ein «Rückschritt um ein Jahr­
hundert.» Ausserdem prophezeite der  
inzwischen als Vorsteher der  Gemeinde 
Eschen amtierende Abgeordnete, bei ei-

(Fortsetzung a u f  Seite 2) 

Schweiz: 2,9 Mia. Franken Defizit 
Parlament hat Schraube beim Bundespersonal angezogen 

Bern (AP) Das Schweizer Parlament 
zieht beim Bundespersonal die Schraube 
an. Die besser verdienenden Bundesbe­
amten sollen künftig nicht mehr automa­
tisch die Teuerung ausgeglichen erhal­
ten, und von 30 vom Bundesrat angefor­
derten Stellen bewilligte der Ständerat 
nur zehn. Gleichzeitig beschloss er eine 
steuerliche Entlastung der Holdings. 
Der Staatsrechnung 1992 stimmte er dis­
kussionslos zu. 

Einen. Tag nach der Mehrwertsteuer­
debatte und in Erwartung des zweiten 
Sanierungspakets behandelte die Kleine 
Kammer am Donnerstag eher lustlos 
eine Reihe von finanzpolitischen Ver­
stössen und Routinegeschäften. Dabei 
setzte sie in zwei Punkten beim Bundes­
personal den Rotstift an. Stillschweigend 
überwies sie eine Motion des National­
rates, welche die Flexibilisierung des 
Teuerungsausgleichs für die rund 
140000 Bundesbeamten in Zeiten ange­
spannter Bundesfinanzen und schwacher 
Wirtschaftslage verlangt. Im Gegensatz 
zu einer bisher erst vom Ständerat gut-
geheissenen Motion verlangt der  Auf­
trag aus dem Nationalrat, bei de r  Flexi­
bilisierung seien die «sozialen Aspekte» 
zu  wahren. Bundesrat Ot to  Stich hatte 
ihn nur  in der  unverbindlicheren Form 
des Postulats annehmen wollen. 

Holdingstandort Schweiz 
Z u m  verbindlichen Auftrag an den 

Bundesrat erhob der  Rat  stillschweigend 
eine Motion des Nationalrats, für inter­
national ausgerichtete schweizerische 
Gesellschaften und insbesondere Hol­
dinggesellschaften seien Steuererleichte­
rungen vorzusehen. Offenbar hätten 
Holdings ihren Standort aus Steuergrün­
den bereits in die E G  verlegt, sagte 
Kommissionssprecher Paul Gemperli 
(CVP/SG). De r  Rat  setzte sich einmal 
mehr gegen den Finanzminister durch, 
der  erklärte: «Ich warte nur auf die Mo­
tion, mit der  Sie die Steuern für die Wirt­
schaft völlig abschaffen wollen.» Mit 18 
gegen eine Stimme hiess der Rat eine 
Motion von Ernst  Rüesch (FDP/SG) 
gut, der  eine «konfiskatorische Besteue­
rung» der  gemeinnützigen Wohnbau-
genössenschaften verhindern will. Mit 
zehn gegen sieben Stimmen passierte 
eine Motion des Nationalrates, die eine 
Durchleuchtung der  Finanzströme zwi­
schen Staat und Wirtschaft fordert. 

Wachsende Schuldenlast 
Diskussionslos hiess die Kleine Kam­

mer als Erstrat die Staatsrechnung 1992 
gut, die mit einem Defizit von 2,9 Mil­
liarden Franken abschliesst. In der  Er ­
folgsrechnung klaffte 1992 ein Loch von 
4,0 Milliarden, und der Schuldenberg 
wuchs auf 24,6 Milliarden Franken. 
Sparmassnahmen seien unumgänglich, 
sagte Rüesch als Präsident de r  Finanz­
kommission. 

Jetzt 604 Mio. Franken 
für Vereinalinie 

Chur (AP) Die Regierung des Kan­
tons Graubünden beantragt beim Bund, 
dein Gesamtkredit für den Bau der  Ver-
eina-Bahnlinie um 66 Millionen auf 604 
Millionen Franken aufzustocken. Damit 
soll sichergestellt werden, dass de r  Ver-
einatunnel entsprechend den vorliegen­
den Beschlüssen realisiert werden kann, 
wie die Bündner Standeskanzlei am 
Donnerstag mitteilte. 

Begründet wird die Kostensteigerung 
unter anderem mit der rund zehnjähri­
gen Projektierungs- und Genehmigungs­
phase für das Bauvorhaben. Daneben 
hätten sich seit Planungsbeginn im Jahr 
1981 auch verschiedene rechtliche und 
sachliche Rahmenbedingungen geän­
dert, heisst es in der Mitteilung. Die  nun 
geltend gemachte Kostenüberschreitung 
bewege sich mit rund zwölf Prozent je­
doch noch deutlich innerhalb den  vom 
SIA gesteckten Genauigkeitsmargen, 
schreibt die Standeskanzlei. Die  ange­
führten Betragsangaben beruhten auf 
der  Preisbasis vom 1. Januar 1985. 

Mit dem Bau der Vereinalinie, die 
auch als «rollende Strasse» konzipiert 
ist, sollen die Verkehrsbedingungen ins 
Unterengadin und ins MUnstertal ver­
bessert werden. Die Reisezeiten in die 
genannten Regionen könnten damit «in 
erheblichem Mass verkürzt werden», 
heisst es in der  Mitteilung. Die  Bau­
arbeiten sollen bis zum Jahr 2000 abge­
schlossen sein. 

Schweiz ungebrochen attraktiv 
Bessere Gewinnsituation der Auslandsbanken 

Zürich (AP) Die Schweiz ist für aus­
ländische Banken und Finanzinstitute 
ungebrochen attraktiv. Dies geht aus 
neuen Zahlen hervor, die der Verband 
der Auslandsbanken in der Schweiz am 
Donnerstag in Zürich veröffentlichte. 
Letztes Jahr gab es danach 148 Aus­
landsbanken, zwei mehr als 1991. Die  
Hälfte von ihnen bezeichnet ihre Ge­
winnsituation mindestens als gut. 

«Von einem Exodus der Auslandsban­
ken kann heute nicht gesprochen wer­
den», betonte Hans Ulrich Vetsch, Dele­
gierter des Auslandsbanken-Verbands, 
an  der Jahrespressekonferenz. Viele hät­
ten ihre Schweizer Niederlassungen zum 
Zentrum des Ausland-Private-Bankings 
gemacht. Die ausländisch beherrschten 
Banken nahmen im vergangenen Jahr 
um vier auf 134 zu, die Zahl der  Zweig­
niederlassungen sank jedoch um zwei 
auf 14. Die Zunahme der Auslandsban­
ken sei nur  teilweise auf Neugründungen 
zurückzuführen, sagte Vetsch. Haupt­
grund seien häufigere Umwandlungen 
bankähnlicher Finanzgesellschaften in 
Banken, die durch die seit 1989 verlang­
te Banklizenz bedingt seien. Deren A n ­
zahl sank seit der  damaligen Revision 
der Bankenverordnung vom Höchst­
stand von 110 Instituten kontinuierlich 
auf 79 Ende vergangenen Jahres, acht 
weniger als ein Jahr zuvor. 

Mit etwas mehr  als 120 Milliarden 

Franken war die Bilanzsumme der Aus­
landsbanken erneut rückläufig, nämlich 
um rund drei Prozent, wie Vetsch aus­
führte. Hauptgrund sei die Verlagerung 
der  Bankaktivitäten auf das bilanzneu­
trale Geschäft gewesen. Die Bilanzsum­
me der ausländisch beherrschten bank­
ähnlichen Finanzgesellschaften sei im 
gleichen Ausmass zurückgegangen. Die  
Gewinnsituation der Auslandsbanken 
habe sich jedoch wesentlich verbessert, 
ergänzte der  Vizepräsident des Aus­
landsbanken-Verbands Karl Preisig. 
Zehn Prozent der Auslandsbanken be­
zeichneten ihren Gewinn als «sehr gut», 
40 Prozent als «gut» und 30 Prozent als 
«befriedigend». 


